
 
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Planung und Bauwesen  
der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
 
vom 17.06.2025 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:05 Uhr Ende: 22:00 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete und Vorsitzende   
Markus Beutel Ausschussmitglied 

in Vertretung von Harutyunyan, Maria 
  

Klaus Bechler Ausschussmitglied   
Thomas Herzog Ausschussmitglied   
Otto Breyer Ausschussmitglied 

in Vertretung von Windisch, Frank 
  

Hubert Horn Ausschussmitglied 
in Vertretung von Bläsius-Wirth, Claudia 

  

Thomas Kern Ausschussmitglied   
Hans-Jürgen Schmitt Ausschussmitglied   
Walter Schweitzer Ausschussmitglied   
Karl Werner Schwind Ausschussmitglied   
Jochen Grosch Ausschussmitglied   
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied   
Viola Kern in Vertretung von Schykowski, Martin, der 

sein Mandat zum 31.05.2025 niedergelegt 
hat 

  

 
Entschuldigt: 
 
Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Carsten Propp Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
 
Maria Harutyunyan Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Beutel, Markus 
  

Frank Windisch Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Breyer, Otto 

  

Claudia Bläsius-Wirth Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Horn, Hubert 
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Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Günter Beckermann Ingenieurbüro ISU Immissionsschutz, 

Kaiserslautern 
  

 
Entschuldigt: 
 
Martin Groth Bürgermeister   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Steven Livingston Fachbereichsleiter Bauen und Umwelt   
Satinder Zinßler Schriftführung   

 
 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz sind mit der Einladung vom 10.06.2025 auf Dienstag, 17.06.2025, 19:00 Uhr, unter Mit-
teilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Hinweis zur Änderung der Tagesordnung:  
 
Auf Wunsch der Vorsitzenden wurde der ursprüngliche Tagesordnungspunkt 3 (Neubau Feu-
erwehr Guntersblum, Freigabe der Planung) als Tagesordnungspunkt 2 vorgezogen. Der ur-
sprüngliche Tagesordnungspunkt 2 (Beschaffung eines intelligenten Straßenmanagement-
systems) wurde entsprechend als Tagesordnungspunkt 3 behandelt. 
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Tagesordnung: 
 
1. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des 

Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe  
im Rhein-Selz-Park) 
A) Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und Billigung  
des Entwurfs zur Flächennutzungsplanänderung (Stand: 5. Juni 2025) 
B) Freigabe zur Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0077) 
 

2. Neubau Feuerwehr Guntersblum, Freigabe der Planung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0087) 
 

3. Beschaffung eines intelligenten Straßenmanagementsystems 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0090) 
 

4. Grundsatzbeschluss zur Beauftragung einer Projektsteuerung für den Neubau einer 
Grundschule 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0066) 
 

5. Sachstand Neubau Hallenbad 
 

6. Unterrichtung Grundschule Guntersblum - Außenanlage 
 

7. Unterrichtung Grundschule Dolgesheim - Schulerweiterung 
 

8. Mitteilungen 
 

9. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
1. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des 

Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und  
Gewerbe im Rhein-Selz-Park) 
A) Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und  
Billigung des Entwurfs zur Flächennutzungsplanänderung (Stand: 5. Juni 2025) 
B) Freigabe zur Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0077) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde hatte in seiner Sitzung am 06. Juni 2024 den Beschluss zur Aufstel-
lung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 gefasst. Damit soll die Folgenutzung 
des ehemaligen amerikanische Militärstandorts ‚Anderson Barracks & Housing Dexheim‘ 
planerisch vorbereitet werden.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Abs. 1 zum Vorentwurf fand in der Zeit vom 14.10.2024 bis zum 18.11.2024 statt. Die 
Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 fand in der Zeit vom 21.10.2024 bis einschließlich 
22.11.2024 statt.  
 
Nach Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und 
nach zahlreichen Abstimmungen mit der Trägern öffentlicher Belange wurde der Planentwurf 
überarbeitet und die Darstellungen angepasst. An dem Konzept einer inneren zentralen Grün-
fläche und Eingrünung des Plangebiets entlang der Geltungsbereichsgrenze wird weiter fest-
gehalten. Der Verlauf der Durchgrünung musste lediglich etwas angepasst werden. Die 
gewerblichen Bauflächen sind gegenüber dem Vorentwurf ca. 2 ha größer, zu Lasten der 
Sonderbaufläche Rechenzentrum. 
 
Zur Behandlung der einzelnen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung wird auf die 
beigefügte Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren (Anlage 1) verwiesen. 
Der überarbeitete Planentwurf soll hiermit für die Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung frei-
gegeben werden.   
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitplanung mit Begründung und den 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines 
Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes für die Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet zu veröffentlichen.  
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen öffentlich ausgelegt. 
Einzelheiten, insbesondere zur Dauer der Veröffentlichungs- und Stellungnahmefrist werden 
gemäß der Hauptsatzung rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht.  
Die Bürgerinnen und Bürger sowie Träger öffentlicher Belange haben dann die Möglichkeit, zu 
dem Planentwurf (Anlage 2 und 3) Stellung zu nehmen. Die Verwaltung wird mit diesem 
Beschluss mit der entsprechenden Durchführung der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung 
beauftragt. Soweit erforderlich kann die Verwaltung die Vorbereitung und die Durchführung 
der Beteiligungsschritte auf der Grundlage von § 4b BauGB an das mit der Flächennutzungs-
planung beauftragte Büro übertragen. 
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Der Verbandsgemeinde entstehen keine Kosten, da der Projektträger für die Planungskosten 
gemäß einer Kostenübernahmevereinbarung aufkommt. 
 
Anlage 1:  Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
Anlage 2: FNP Entwurf Planzeichnung (Stand: Juni 2025) 
Anlage 3:  FNP Entwurf Begründung inkl. Umweltbericht (Stand: Juni 2025) 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr empfiehlt und der Verbandsgemeinderat 
beschließt: 
 

A) Die Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung gemäß Anlage 1 
(Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren) und gibt den überarbeiteten Ent-
wurf zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz für den Bereich des Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein (Anlage 2 und 3) zur 
Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung frei. 

 
B) Die Verwaltung wird beauftragt die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB zum Planentwurf durchzuführen. 

 
Beratung: 
 
Herr Beckermann erläuterte ausführlich die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegan-
genen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sowie von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange. Die Inhalte wurden im Einzelnen vorgestellt und im Hinblick auf ihre pla-
nerische Relevanz bewertet. Die eingereichten Hinweise bezogen sich u. a. auf raumordne-
rische Anforderungen, Umweltaspekte, Altlasten sowie die Berücksichtigung übergeordneter 
Planungsebenen.  
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt die Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen sowie die Billigung des überarbeiteten Entwurfs zur 8. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 für den Rhein-Selz-Park in Nierstein (Anlagen 1 bis 3). 
 
Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 1 Enthaltungen  
 
B) Freigabe zur Durchführung der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie § 3 Abs. 
2 BauGB 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt, die Verwaltung mit der Durchführung 
der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
2 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB zum Planentwurf zu beauftragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
 
Im weiteren Verfahren ist vorgesehen, im Juni 2025 die Entwurfsfassung zur formellen Betei-
ligung freizugeben. Die Durchführung der formellen Beteiligung ist für Juli und August 2025 
vorgesehen. Die Auswertung der eingehenden Stellungnahmen sowie die Zustimmung der 
Ortsgemeinden und Städte erfolgen ab September bzw. Oktober 2025. Mit allen betroffenen 
Ortsgemeinden und Städten wurden bereits ab Ende Oktober bis zum 3. Dezember 2025 
Termine zur Beratung des Flächennutzungsplans abgestimmt. 
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Am 2. Oktober 2025 erfolgt die Unterrichtung im Ausschuss für Planung und Bauwesen. Am 
25. September 2025 ist ein zusätzlicher Sitzungstermin des Ausschusses angesetzt. Die 
Beratung und Empfehlungsfassung zum Feststellungsbeschluss ist für den 27. November 
2025 vorgesehen. Die abschließende Beratung im Verbandsgemeinderat erfolgt am 4. 
Dezember 2025. Die Einreichung zur Genehmigung ist für Januar 2026 vorgesehen, sodass 
die Rechtswirksamkeit im 1. Quartal 2026 angestrebt wird. 
Herr Beckermann verlässt im Anschluss die Sitzung. Die Architekten Herr Loh und Herr Sgro 
vom Büro GHBA nehmen anschließend an der Sitzung teil. 
 
 
 
 
2. Neubau Feuerwehr Guntersblum, Freigabe der Planung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0087) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
a)  Das Projekt befindet sich derzeit kurz vor dem Abschluss der Leistungsphase 3 (Entwurf-

splanung). Im Vergleich zum bereits vorgestellten Entwurf haben sich keine wesentlichen 
Änderungen ergeben. Die Entwurfsplanungen der beteiligten Fachingenieure für Heizung, 
Lüftung, Sanitär (HLS) sowie Elektro wurden weiter ausgearbeitet und inhaltlich präzisiert. 
In diesem Zusammenhang erfolgte auch eine Konkretisierung der zugehörigen Kosten, 
welche künftig als Grundlage für die Abrechnung des gesamten Projekts dienen werden. 

 
Die Abstimmung der Planungen für die Teilbereiche Übungsturm, Müllplatz/Energie-
zentrale, Fahrradunterstand und Außenbeleuchtung erfolgte in enger Zusammenarbeit 
mit der Feuerwehr. Darüber hinaus wurden die Kosten für die geplante HVO-Dieseltank-
stelle ermittelt und dokumentiert. 
 
Im Rahmen eines persönlichen Abstimmungstermins mit der Kreisverwaltung, insbeson-
dere mit den zuständigen Stellen der Bauaufsicht und des vorbeugenden Brandschutzes, 
konnten offene Fragestellungen abschließend geklärt werden. Damit sind die Vorausset-
zungen für den weiteren Projektverlauf geschaffen. 

 
b)  Die Ermächtigung der Verwaltung zur eigenständigen Vergabe der ausgeschriebenen 

Bauleistungen trägt wesentlich zur Beschleunigung des Projektablaufs bei. Durch diese 
Vorgehensweise ist die Vergabe der Leistungen nicht mehr an die turnusmäßigen Sitzun-
gen der Ratsgremien gebunden. Die zuständigen Ausschüsse sowie der Verbands-
gemeinderat werden über die erfolgten Vergaben weiterhin fortlaufend informiert. 

 
c) Für den geplanten Neubau des Feuerwehrgerätehauses ist eine mehrjährige Haushalts-

vorsorge erforderlich. Das Projekt gliedert sich in mehrere aufeinanderfolgende Phasen, 
die jeweils spezifische finanzielle Aufwendungen erfordern. 

 
Der Haushaltsansatz 2025 sieht die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die erforder-
lichen Planungsleistungen sowie für die Kosten der Bauantragstellung vor. 

 
Im Jahr 2026 beginnt die eigentliche Bauausführung. Die Finanzierung muss sich am Bau-
fortschritt orientieren, da die Vergütung der Bauleistungen üblicherweise nach Leistungs-
stand erfolgt. Entsprechend ist es zwingend erforderlich, die benötigten Haushaltsmittel in 
den Jahren 2026 und 2027 fortlaufend bereitzustellen, um die planmäßige Umsetzung 
und Fertigstellung des Gebäudes sicherzustellen. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Verbandsgemeinderat beschließt: 
 
a) die Freigabe der Planung zur Stellung des Bauantrages 
 
b)  die Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen  

nach Ausschreibung an den wirtschaftlichsten Bieter. 
 

c)  die entsprechenden Haushaltsmittel in den Folgejahren zur  
Verfügung zu stellen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12612-096100-502-1 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.819.570,47 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die Architekten Herr Loh und Herr Sgro vom Büro GHBA stellten den aktuellen Planungsstand 
zum Neubau des Feuerwehrgerätehauses Guntersblum vor. Dabei wurden im Detail die 
Aspekte erörtert, die zu einer Erhöhung der ursprünglich veranschlagten Baukosten geführt 
haben. 
 
Beschluss:  
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt,  
 
a) die Freigabe der Planung zur Stellung des Bauantrages. 

Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 
 
b) die Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen nach Ausschreibungen 

an den wirtschaftlichsten Bieter. 
Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 

 
c) die entsprechenden Haushaltsmittel in den Folgejahren zur Verfügung zu stellen. 

Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 
 
 
Nach der Abstimmung verlassen die Architekten die Sitzung.  
 
 
 
 
3. Beschaffung eines intelligenten Straßenmanagementsystems 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0090) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die bauliche und betriebliche Unterhaltung von Gemeindestraßen obliegt den jeweiligen Orts-
gemeinden. Dies erfordert eine regelmäßige Zustandsbewertung der Straßeninfrastruktur. 
Kleinere Schäden bedürfen adäquater Unterhaltungsmaßnahmen, während größere Schäden 
bauliche Investitionsmaßnahmen erfordern. 
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Bisher wurden zur Erlangung eines Gesamtüberblicks über den Straßenzustand externe Büros 
mit der Erstellung sogenannter Straßenzustandsberichte beauftragt. Diese Berichte dienten 
als Grundlage für die Planung und Durchführung notwendiger Instandhaltungs- und Baumaß-
nahmen. Um die Gemeinden bei dieser Aufgabe effektiver zu unterstützen und eine ganzheit-
liche Betrachtung des Straßennetzes der Verbandsgemeinde zu ermöglichen, wurden ver-
schiedene Systeme evaluiert, um belastbare Daten für zukünftige Maßnahmen ableiten zu 
können. 
 
Ein System hat sich in dieser Evaluierung als besonders überzeugend erwiesen: Vialytics. 
Dieses System nutzt eine mobile Erfassungseinheit (Handykamera), die in einem Fahrzeug 
montiert wird, um das Straßennetz abzufahren und hochauflösende Bilder der Fahrbahnober-
fläche zu erfassen. 
Nach der Streckenaufzeichnung analysiert das Vialytics-System die gesammelten Daten 
automatisch. Es stellt alle erfassten Straßen sowie deren detaillierten Zustand übersichtlich in 
einer kartenbasierten Web-Anwendung dar. 
 
Die Künstliche Intelligenz (KI) von Vialytics bewertet jeden Streckenabschnitt hinsichtlich 15 
spezifischer Schadenskategorien auf der Straßenoberfläche und vergibt hierfür eine Noten-
bewertung von 1 bis 5. Besonders kritische Bereiche mit hohem Beschädigungsgrad werden 
zusätzlich mit einer Verkehrssicherheitswarnung versehen. Die Ergebnisse sind im Web-Sys-
tem in Form eines Ampelsystems zugänglich, was eine schnelle und intuitive Priorisierung von 
Maßnahmen ermöglicht. 
 
Mithilfe dieser aktuellen und präzisen Daten können gezielte Maßnahmen zur Erhaltung und 
Unterhaltung der Straßeninfrastruktur abgeleitet werden. 
Alle erfassten Routen werden rechtssicher mittels GPS-Spur und Zeitstempel dokumentiert. 
Zur Gewährleistung des Datenschutzes werden Kennzeichen und Gesichter durch einen 
Algorithmus automatisch verpixelt, wodurch das System DSGVO-konform genutzt werden 
kann. 
 

 
 
Die Kosten orientieren sich an der Gesamtlänge des Straßennetzes der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz, die etwa 300 Kilometer beträgt. 
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Die erste Erfassung des Straßennetzes ist kostenfrei. Für weitere Befahrungen besteht die 
Möglichkeit der Beauftragung oder der eigenständigen Durchführung. 
 
Das Angebot setzt sich aus folgenden Paketen zusammen: 
 
  jährlich 
Basis 73,50 € netto x 300 km 22.050,00 € 
Erhaltung 31,50 € netto x 300 km 9.450,00 € 
Inventar 31,50 € netto x 300 km 9.450,00 € 
Erfassungsgeräte 500,00 € netto 500,00 € 
Summe netto  41.450,00 € 
Summe brutto  49.325,50 € 
   
  einmalig 
Befahrung  kostenlos 
Einrichtung  250,00 € 
Summe netto  250,00 € 
Summe brutto  297,50 € 
   
Gesamtsumme brutto 49.325,50 €+ 297,50 € 49.623,00 € 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen und der Haupt- und Finanzausschuss empfehlen 
und der Verbandsgemeinderat beschließt die Beschaffung eines intelligenten Straßenmana-
gementsystems für alle Gemeinden der Verbandsgemeinde Rhein-Selz zu einer Bruttoauf-
tragssumme in Höhe von 49.623,00 € zu beschaffen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 11443-011300-9-10 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 203.257,37 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Herr Livingston stellte das Konzept zur Einführung eines intelligenten Straßenmanagement-
systems vor. Ziel des Systems ist eine nachhaltige Erfassung, Bewertung und Planung von 
Straßenunterhaltungsmaßnahmen auf Basis digitaler Datenerfassung und -verarbeitung. Im 
Rahmen der Vorstellung wurde das geplante Leistungsbild sowie die Vorteile für die kommu-
nale Bauunterhaltung erläutert. Das System soll helfen, Sanierungsbedarfe frühzeitig zu 
erkennen und wirtschaftlich sinnvolle Prioritäten zu setzen. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt dem Verbandsgemeinderat, die Beschaf-
fung eines intelligenten Straßenmanagementsystems für alle Gemeinden der Verbands-
gemeinde Rhein-Selz zu einer Bruttoauftragssumme in Höhe von 49.623 EUR jährlich vorzu-
nehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen 
 
Weiterhin empfiehlt der Ausschuss für Planung und Bauwesen, das System zunächst für 
zwei Jahre zu beschaffen, um eine belastbare Testphase zu ermöglichen.  
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
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4. Grundsatzbeschluss zur Beauftragung einer Projektsteuerung für den Neubau 

einer Grundschule 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0066) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde plant den Neubau einer Grundschule in Dalheim oder Dexheim. Der 
Standort wird aktuell durch eine bereits beauftragte Machbarkeitsstudie ermittelt. Aufgrund der 
Komplexität und des Umfangs des geplanten Bauvorhabens empfiehlt sich dringend die früh-
zeitige und umfassende Einbindung einer professionellen Projektsteuerung gemäß aller 
Leistungsstufen der AHO. 
Die Erstellung eines Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des Vergabeverfahrens 
im Wege eines Teilnahmewettbewerbs soll durch die Rechtsanwaltskanzlei Kunz begleitet 
werden. 
 
Begründung: 
 
Erfahrungen zeigen, dass Großbauprojekte ohne professionelle Projektsteuerung erheblichen 
Risiken ausgesetzt sind. 
 
Typische Probleme sind hierbei: 
 

• Verzögerungen durch unzureichende Planung, mangelnde Steuerung und fehlende 
Koordination. 

• Ungeplante Mehrkosten durch Nachträge, Planungsdefizite und ineffiziente Steuerung. 

• Kommunikationslücken und Abstimmungsprobleme zwischen Planern, Unternehmen 
und Verwaltung. 

• Fehlende Qualitätskontrollen und mangelhaftes Risikomanagement. 

• Überlastung der Verwaltung! Derzeit ist die Verwaltung mit mehreren größeren Bau-
projekten beschäftigt und ein weiteres enorm wichtiges Projekt würde zu einem erheb-
lichen Mehraufwand für die Verwaltung führen, der zu Lasten des Tagesgeschäfts und 
anderer wichtiger Aufgaben geht. 

 
Die frühzeitige Einbindung einer professionellen Projektsteuerung minimiert diese Risiken 
wirksam durch koordinierte Planung, permanente Kosten- und Terminkontrolle sowie profes-
sionelle Kommunikation zwischen allen Beteiligten. Die Projektsteuerung gewährleistet eine 
fachgerechte und zielorientierte Realisierung des Projektes. Klare, strukturierte Abläufe und 
transparente Entscheidungen sorgen für eine breite Akzeptanz und Nachvollziehbarkeit bei 
allen Beteiligten. 
 
Die Verbandsgemeinde hat bereits sehr positive Erfahrungen mit einer externen Projektsteu-
erung beim Projekt „Neubau Hallenbad“ gesammelt. Die professionelle Steuerung führte zu 
optimierten Abläufen und höherer Qualität in der Projektrealisierung. 
 
Diese positiven Erfahrungen sollen auch beim Neubau der Grundschule genutzt werden. 
 
Die zusätzlichen Kosten für eine Projektsteuerung amortisieren sich in der Regel durch Ein-
sparungen bzw. Reduzierungen von Mehraufwendungen im Projektverlauf. Durch verbesserte 
Planung und Steuerung sinkt das Risiko nachträglicher Mehrkosten erheblich. Professionelle 
Terminplanung und -kontrolle verhindern Verzögerungen und daraus resultierende Folge-
kosten. Kontinuierliche Qualitätskontrollen verhindern kostenintensive Nachbesserungen. 
  



Sitzung des Ausschusses für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 17.06.2025 
Seite 11 

 

 

 

Insgesamt werden alle Projektdimensionen (Zeit, Kosten, Umfang) positiv beeinflusst, sodass 
die Investition in eine externe Projektsteuerung wirtschaftlich gerechtfertigt ist. 
 
Da die Kosten für eine Projektsteuerung über den Schwellenwerten liegen, bedarf es eines 
Vergabeverfahrens. Das Vergabeverfahren soll von der Rechtsanwaltskanzlei Kunz in folgen-
den Schritten durchgeführt werden: 
 
a)  Erstellung des Leistungsverzeichnisses: 

Definition der Anforderungen und Aufgaben für die Projektsteuerung. 
 
b)  Teilnahmewettbewerb:  

Veröffentlichung der Ausschreibung, Bewerbungsphase und Auswahl  
geeigneter Bewerber. 

 
c) Angebotsphase:  

Aufforderung der ausgewählten Bewerber zur Abgabe verbindlicher Angebote. 
 
d)  Auswertung und Auswahl:  

Prüfung und Bewertung der Angebote nach transparenten Kriterien. 
 
e)  Beauftragung:  

Abschluss eines Vertrages mit dem ausgewählten Projektsteuerer. 
 
Für das Vergabeverfahren ergibt sich folgender realistischer Zeitplan: 
 
Schritte 
 

 Dauer 

Erstellung Leistungsverzeichnis durch Kanzlei Kunz  ca. 2 - 3 Wochen 
Teilnahmewettbewerb (Veröffentlichung, 
Bewerbungsphase, Auswahl) 

 ca. 4 Wochen 

Angebotsphase  ca. 3 Wochen 
Auswertung und Auswahl des Projektsteuerers  ca. 2 Wochen 
Vertragsabschluss und Beauftragung  ca. 1 Woche 
   
Gesamtdauer des Vergabeverfahrens  ca. 3 Monate 

 
Der vorgelegte Zeitplan dient zur Orientierung und zeigt, dass bei einem positiven Beschluss 
mit dem Beginn der Projektsteuerung Anfang des 4. Quartals 2025 zu rechnen ist. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfehlen 
und der Verbandsgemeinderat beschließt für den geplanten Neubau der Grundschule: 
 
a)  eine externe Projektsteuerung gemäß allen Leistungsstufen der AHO zu beauftragen. 
 
b)  die Verwaltung damit zu beauftragen, das Vergabeverfahren für die Projektsteuerung 

einzuleiten. 
 
c)  die Erstellung des Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des 

Teilnahmewettbewerbs durch die Rechtsanwaltskanzlei KUNZ Rechtsanwälte Mainz. 
 
d)  den Bürgermeister zu ermächtigen die entsprechenden Verträge zu unterzeichnen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 21109-053110-2-5 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 600.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Die Vorsitzende informierte den Ausschuss über die schriftlich eingereichte Anfrage der SPD-
Fraktion und ging dabei auf deren wesentliche Inhalte ein. Die SPD-Fraktion hatte im Vorfeld 
der Sitzung bei der Vorsitzenden um eine Klärung wesentlicher Fragen zum Verfahren und zur 
Notwendigkeit eines Grundsatzbeschlusses für den Neubau einer Grundschule gebeten. 
 
Insbesondere wurde angemerkt, dass derzeit keine belastbaren Schülerprognosen oder eine 
aussagekräftige Bedarfsstudie vorliegen und bisher kein Grundsatzbeschluss durch den Ver-
bandsgemeinderat gefasst wurde. Zudem wurde infrage gestellt, warum die Beauftragung 
einer externen Projektsteuerung nun erforderlich sei, obwohl vergleichbare Projekte in der Ver-
gangenheit durch die Bauverwaltung der Verbandsgemeinde eigenständig umgesetzt wurden. 
Die SPD-Fraktion betonte, dass zunächst eine fundierte Standortprüfung – insbesondere für 
Nierstein oder Schwabsburg – erfolgen müsse, bevor weitere Schritte eingeleitet werden. 
Hintergrund sind bestehende Kapazitätsengpässe an der Grundschule Nierstein sowie feh-
lende Entwicklungsmöglichkeiten an der Grundschule Oppenheim. Die Vorsitzende erläutert 
umfangreich die Notwendigkeit der Beauftragung einer Projektsteuerung und die damit 
verbundenen Vorteile für die VG.  
 
Beschluss: 
 
A)  Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt, gemäß der Beschlussvorlage mit 

der Ergänzung, dass die Beauftragung in Form eines Stufenvertrags erfolgt, zu verfahren. 
Abstimmungsergebnis: 6 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen. 

 
B)  Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
 
C)  Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
 
D)  Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
 
 
 
 
5. Sachstand Neubau Hallenbad 

  
 
Es liegen derzeit keine neuen Erkenntnisse vor. Der Sachstand wird durch den Bürgermeister 
in der Sitzung des Hauptausschusses vorgestellt. 
 
 
 
 
6. Unterrichtung Grundschule Guntersblum – Außenanlage 

  
 
Die Vorsitzende berichtete über den aktuellen Stand der Arbeiten an der Außenanlage der 
Grundschule Guntersblum. Die Maßnahme ist im Bau, verläuft jedoch nicht in der gewünsch-
ten Geschwindigkeit. Hintergrund sind unvorhergesehene Schwierigkeiten beim Einbau der 
Rigole und der Pausen Dächer mit den Sitzstufen, bei dem an einzelnen Stellen unerwartete 
Probleme auftraten. Ziel ist es, die Arbeiten bis zu Beginn der Sommerferien abzuschließen. 
Die ergänzende Bepflanzung der Außenflächen soll im Herbst erfolgen. 
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7. Unterrichtung Grundschule Dolgesheim – Schulerweiterung 

  
 
Die Vorsitzende informierte den Ausschuss über eine weitere Problematik auf der Baustelle 
der Grundschule Dolgesheim. Der beauftragte Bodenleger ist trotz mehrfacher Aufforderung 
und gesetzter Fristen nicht zur Baustelle erschienen. Die Verwaltung hat den Vertrag daraufhin 
per Postzustellungsurkunde fristgerecht gekündigt. Zur Aufrechterhaltung des Bauablaufs 
muss nun kurzfristig ein neuer Bodenleger beauftragt werden. Durch diesen Umstand kommt 
es zu einer weiteren Verzögerung im Projektfortschritt. 
 
 
 
 
8. Mitteilungen 

  
 

• Die nächste Sitzung des Ausschusses für Planung und Bauwesen ist für den 25. Septem-
ber 2025 terminiert. 

 

• Zudem informierte die Vorsitzende über den aktuellen Stand zur geplanten Mensa in 
Undenheim. Bei einem Termin mit der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) 
wurde festgestellt, dass die eingereichten BKI Werte nicht korrekt waren. Es wurde 
angeregt, die Fensterflächen zu reduzieren. Aktuell wird auf eine Erhöhung der 
zugesagten Fördermittel gewartet. 

 
 
 
 
9. Anfragen 

  
 

• Ein Ausschussmitglied erkundigte sich zur aktuellen Verkehrssituation im Zusammenhang 
mit dem Neubau des Hallenbades Oppenheim. Konkret wurde angemerkt, dass der 
parallel zur Rheinstraße verlaufende Fußweg derzeit gesperrt sei und keine verkehrs-
sichernden Maßnahmen für Fußgänger eingerichtet wurden. Diese müssten aktuell auf 
der Straße laufen, was zu Sicherheitsbedenken führe. Die Vorsitzende sicherte zu, das 
Thema zu prüfen und eine Klärung herbeizuführen. 

 

• Zudem fragte Herr Horn nach dem aktuellen Sachstand zur geplanten Erneuerung der 
Fahrbahn in der Wörrstädter Straße in Dexheim. Die Vorsitzende erklärte, dass sie den 
Stand der Maßnahme anfragen und dem Ausschuss hierzu Rückmeldung geben werde. 

 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Gabriele Wagner Satinder Zinßler 
1. Beigeordnete  

 


